
es reicht nicht das Wort, wir brauchen auch die Tat. Das 

hat uns die heftige Reaktion auf die Causa Maaßen ge-

zeigt. Mit dem Zirkus des Innenministers Horst Seeho-

fer hat unsere gemeinsame Regierungsarbeit mit der 

CDU/CSU Schaden genommen. 

Andrea Nahles hat das verstanden und mit der Neuver-

handlung der Versetzung von Maaßen einen wichtigen 

Beitrag geleistet um das Vertrauen in die Politik wieder 

herzustellen. Es ist auch nicht vermittelbar und verletzt 

das Gerechtigkeitsempfinden vieler Menschen, dass 

Herr Maaßen -im Ergebnis richtig -aus seiner Position 

abgezogen wird, gleichzeitig aber, wenn auch an ande-

rer Stelle befördert wird — mit der Folge, dass unser 

ausgewiesene Experte für  Bau–und Wohnungspolitik, 

Staatssekretär Gunther Adler, als Bauernopfer für den 

Irrsinn des Bauministers sein Amt verliert. 

Die Quittung hat die CDU/CSU in dieser Woche in ihren 

eigenen Reihen bekommen, als die eigene Fraktion den 

Merkel Vertrauten Kauder nicht in seinem Amt bestä-

tigt, sondern den Abgeordneten Brinkhaus zum neuen 

Fraktionsvorsitzenden wählte. Eigentlich eine normale 

demokratische Entscheidung, aber von der Zerrissen-

heit der Führungsebene der CDU/CSU geprägt.

Ich sehe uns als SPD als die starke Kraft, die allem Thea-

ter zum Trotz die Arbeit in dieser Koalition leistet. Wir 

setzen die im Koalitionsvertrag vereinbarten Vorhaben 

um, wie ihr meinem Wochenbericht entnehmen könnt. 

Unser Verständnis von Politik ist, das Leben der Bürger 

und Bürgerinnen zu verbessern und demokratiegefähr-

denden Stimmungen entgegenzutreten. 

Als Partei müssen wir aber auch über den Koalitions-

vertrag hinaus denken und unsere Vorstellung für eine 

gerechtere Gesellschaft voranbringen. Eine Möglichkeit 

dafür ist das Debattencamp – die ersten aus dem Wahl-

kreis haben sich bereits angemeldet. Macht mit!

Euer, 

Neues aus Berlin, Hamm, Lünen, Selm und Werne
vom Bundestagsabgeordneten Michael ThewsWOCHENBERICHT VOM 28.09.2018

LIEBE LESERINNEN UND LESER,
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ERFOLGE BEIM WOHNGIPFEL  
Bezahlbares Wohnen ist die soziale Frage unserer Zeit. 

Deshalb war es uns wichtig, auf dem Wohngipfel ein 

deutliches Zeichen zu setzen. So konnten wir über den 

Koalitionsvertrag hinausgehende Maßnahmen errin-

gen, wie z.B. einen verbesserten Millieuschutz, das Be-

stellerprinzip beim Immobilienkauf und die Verlänge-

rung des Betrachtungszeitraumes beim Mietspiegel 

von 4 auf 6 Jahre. Nun werden wir darauf drängen, dass 

die Maßnahmen zügig umgesetzt werden.Das sind ers-

te wichtige und richtige Schritte, aber wir wollen noch 

mehr. Wir fordern die Union auf, einem fünfjährigen 

Mietenstopp zuzustimmen. Denn die Mieterinnen und 

Mieter brauchen sofort eine „Verschnaufpause“ bis die 

beschlossenen Maßnahmen des Wohngipfels greifen. 

Wir stehen für eine Politik, die sich einsetzt für ein be-

zahlbares Wohnen.

AU S  D E R  H AU P T STA DT

AUS DER HAUPTSTADT

DIESEL-NACHRÜSTUNG
  

Wo wir auch schnell handeln müssen ist in der Diesel-

frage. In immer mehr Städten verhängen Gerichte Fahr-

verbote, weil die Fahrzeuge zu viele Schadstoffe aus-

stoßen. Deshalb muss die technische Nachrüstung bei 

allen Dieselfahrzeugen kommen, bei denen es technisch 

möglich und wirtschaftlich sinnvoll ist. Ansonsten sinkt 

das Vertrauen der Verbraucher in den Diesel weiter und 

Arbeitsplätze werden gefährdet.

Der Bundesverkehrsminister muss nun endlich handeln, 

damit Tausende von Pendlerinnen und Pendler weiter 

in die Städte fahren können und das Vertrauen in Au-

tos made in Germany wieder wächst. Die angebotenen 

Umtauschprämien der Hersteller oder Rückkäufe allei-

ne helfen Käuferinnen und Käufern gerade mit kleinen 

Geldbeuteln nicht weiter. Diese können sich nicht mal 

eben ein neues Auto kaufen. Wir wollen, dass die Kosten 

der Nachrüstung nicht auf die Kundinnen und Kunden 

abgewälzt werden.

die automobilhersteller in die pflicht nehmen.
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Die Situation in der Pflege hat sich in den letzten Jah-

ren zugespitzt. Sie ist zu einer der größten Heraus-

forderungen für unsere Gesellschaft geworden. Viele 

Pflegekräfte sind wegen der hohen Arbeitsverdichtung 

chronisch überlastet. Das „Pflegepersonalstärkungsge-

setz“, welches wir diese Woche in erster Lesung beraten, 

ist deshalb ein wichtiger Schritt für bessere Arbeitsbe-

dingungen, hö-

here Löhne und 

mehr Personal 

in der Pflege. Der 

G e s e t z e n t w u r f 

sieht vor, in den 

Krankenhäusern 

ab 2020 die Pfle-

g e p e r s o n a l k o s -

ten komplett aus 

den Fallpauscha-

len herauszu-

nehmen und den 

Krankenhäusern 

direkt zu erstat-

ten. Damit entfiele der Anreiz, Pflegekosten zu Lasten 

des Personals einzusparen. Jede zusätzliche Pflegekraft 

und alle Tarifsteigerungen für Pflegekräfte sollen zu-

künftig voll von den Krankenkassen übernommen wer-

den. Für die stationären Pflegeeinrichtungen sieht der 

Gesetzentwurf ein Sofortprogramm für 13.000 neue 

Pflegestellen vor. Je nach Einrichtungsgröße gäbe es 

Anspruch auf bis zu zwei Stellen zusätzlich. Eine Ver-

besserung für pflegende Angehörige wäre der Rechts-

anspruch auf stationäre Reha-Leistungen. Denn wer auf 

Reha-Leistungen angewiesen ist und gleichzeitig einen 

Angehörigen pflegt, kann Reha-Leistungen für sich 

selbst in der Re-

gel nicht ambu-

lant wahrnehmen. 

Für professionelle 

Pflegekräfte hält 

der Gesetzentwurf, 

neben der per-

sonellen Aufsto-

ckung der Pflege, 

ebenfalls Verbes-

serungen bereit. 

Erstens würden 

die Krankenkassen 

verpflichtet, noch 

mehr Mittel für 

Leistungen der betrieblichen Gesundheitsförderung 

aufzuwenden. Und zweitens würden der Bund und die 

Krankenkassen, über einen Zeitraum von sechs Jahren, 

Maßnahmen zur Förderung einer besseren Vereinbar-

keit von Familie und Beruf unterstützen.

FÜR STARKE PFLEGE IN KRANKENHÄUSERN, HEIMEN UND PRIVATEN HAUSHALTEN

stark machen für die beste pflege

AU S  D E R  H AU P T STA DT
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Eine unserer zentralen Wahlkampfforderungen war, 

dass Arbeitgeber und Arbeitnehmer wieder zu gleichen 

Anteilen in die gesetzliche Krankenversicherung ein-

zahlen. In den Koalitionsverhandlungen konnten wir 

dies durchsetzen. Den Gesetzentwurf dazu beraten 

wir diese Woche in erster Lesung. Bisher tragen allein 

die Versicherten den Zusatzbeitrag für die gesetzliche 

Krankenversicherung. Er liegt im Durchschnitt bei ei-

nem Prozent des Bruttoeinkommens. Dieser Zusatzbei-

trag soll künftig wieder zur Hälfte von der Arbeitgeber-

seite getragen werden. Für die Versicherten würde das 

eine Entlastung um 0,5 Prozent ihres Bruttoeinkom-

mens bedeuten. Das wären bei einem Durchschnitts-

einkommen von 3.000€ brutto monatlich ca. 15€ mehr. 

Rentnerinnen und Rentner würden ebenfalls profitie-

ren. Ihr Zusatzbeitrag würde zukünftig zur Hälfte durch 

die Deutsche Rentenversicherung übernommen. Darü-

ber hinaus sieht der Gesetzentwurf eine Halbierung der 

Einstiegsbeiträge für Selbstständige vor. Das steigert 

die Attraktivität der gesetzlichen Krankenversicherung 

für Selbständige. Heute können viele privatversicherte 

Selbständige im Alter die hohen Prämien nicht mehr 

bezahlen. Künftig können sie sich günstiger gesetzlich 

versichern. Verbesserungen sieht der Gesetzentwurf 

auch für Zeitsoldatinnen und -soldaten vor. Ihnen eb-

net er nach Ende der Dienstzeit den Weg in die gesetz-

liche Krankenversicherung.

WIEDEREINFÜHRUNG DER PARITÄT BEI DEN KRANKENKASSENBEITRÄGEN



5

Mit dem Gesetzentwurf zur Brückenteilzeit, den wir 

diese Woche in erster Lesung beraten, löst das Bundes-

arbeitsministerium eine unserer zentralen Forderun-

gen aus dem Bundestagswahlkampf ein. Wir kämpfen 

für eine moderne Arbeitswelt, in der sich die Wünsche 

und Herausforderungen des Alltags mit dem Beruf ver-

einbaren lassen.

Der Gesetzentwurf zur Brückenteilzeit sieht vor, dass 

Beschäftigte, die eine Zeit lang in Teilzeit gearbeitet 

haben, einen Rechtsanspruch darauf haben, wieder zur 

vorherigen Arbeitszeit zurückzukehren und damit aus 

der „Teilzeitfalle“ zu entkommen. So leistet der Gesetz-

entwurf einen aktiven Beitrag zur Gleichstellung von 

Männern und Frauen, hilft Altersarmut zu vermeiden 

und dringend gebrauchte Fachkräfte zu sichern. Die Vo-

raussetzungen für einen Rechtsanspruch auf Rückkehr 

zur vorherigen Arbeitszeit sind:

Teilzeitbeschäftigte die mehr arbeiten wollen, können 

dies nun auch leichter durchsetzen. Die Arbeit auf Ab-

ruf wird durch gesetzlichen Regelungen ebenfalls plan-

barer. So darf der Arbeitgeber vom Arbeitnehmer nicht 

verlangen, mehr als 25 Prozent der vereinbarten Wo-

chenarbeitszeit zu arbeiten. Genauso darf die wöchent-

liche Arbeitszeit aber auch nicht unter das Volumen 

von 20 Prozent der vereinbarten Wochenarbeitszeit fal-

len. Weiter regelt der Gesetzentwurf, dass künftig auto-

matisch 20 statt bisher 10 Stunden Wochenarbeitszeit 

als vereinbart gelten, wenn keine bestimmte Dauer im 

Vorhinein festgelegt wurde.

WEG AUS DER „TEILZEITFALLE“

dass sich die Teilzeitphase auf einen Zeitraum zwi-

schen einem und fünf Jahren beschränkt

dass der Betrieb, in dem man arbeitet, mehr als 45 

Beschäftigte hat

dass man im Betrieb seit mehr als sechs Monaten 

angestellt ist

und den Antrag ohne Angaben von Gründen für die 

Phase in Teilzeit schriftlich, drei Monate vor Beginn 

der gewünschten Verringerung, stellt.

A U S  D E R  H AU P T STA DT
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GLÜCKAUF - 
GRUBENFAHRT AUF PROSPER HANIEL  
Prosper-Haniel Schacht 10 - 7. Sohle. 

Das bedeutet: wir hatten rund 1200 Meter Fels über 

unseren Köpfen. Die Bewetterung sorgte für angeneh-

me Temperaturen und es wehte auch „unter Tage“ ein 

leichter Wind. Ich bin sehr dankbar dafür, dass ich zu-

sammen mit unserem umweltpolitischen Sprecher des 

Umweltausschusses, Carsten Träger, noch einmal bei 

einer der letzten Grubenfahrten dabei sein konnte.

Es gab viele Informationen über den Bergbau und alle 

Teilnehmer waren beeindruckt von der Sicherheitsun-

terweisung und den Geschichten über die harte und ge-

fährliche Arbeit der Kumpel.

das letzte mal „unter tage“

 

„Lieber Michael Thews, großes Danke-
schön an Dich, dass Du diesen Besuch 
möglich gemacht hast. Ein Kapitel deut-
sche Geschichte schließt sich und ich bin 
dankbar, dass ich mir selbst vor Ort ein 
Bild machen konnte. Ich habe verstanden, 
dass das Ende des Steinkohlebergbaus für 
die Region und die Menschen weit mehr 
ist als ein Jobwechsel. Ich ziehe meinen 
Hut vor den Kumpels, die diesen Schritt 
mit großer Haltung vollziehen. Es mag 
noch so viele gute Gründe für die Been-
digung des Abbaus geben, dennoch ist 
es ein tiefer Einschnitt - nicht nur für die 
direkt Betroffenen, sondern für eine gan-
ze Region und mehrere Generationen. Es 
ist die Pflicht der Politik, dass wir unser 
Bestes tun, um diesen Wandel so gut wie 
möglich zu gestalten.“

Carsten Träger,
umweltpolitischer Sprecher

der SPD-Bundestagsfraktion
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Zusammen mit carsten träger

Dieses Jahr endet der Steinkohlebergbau in Deutsch-

land und ich merke, dass bei mir eine gehörige Portion 

Wehmut diese letzte Grubenfahrt begleitete. Obwohl 

ich kein Bergmann bin, hat der Bergbau mich insbeson-

dere in meinem Berufsleben immer begleitet. Die Zu-

sammenarbeit mit den Kolleginnen und Kollegen der 

Ruhranalytik, der Versatz von Aschen unter Tage, die 

Gespräche mit den Freunden der IGBCE und viele Eh-

rungen, bei denen immer wieder die Geschichten vom 

Bergbau im Mittelpunkt standen. Ich glaube auch den 

anderen Teilnehmern ging es ähnlich, denn hier bei uns 

hatte fast jeder eine Geschichte, die mit dem Pütt zu 

tun hat. Als Umweltpolitiker werden Carsten und ich 

auch zukünftig mit den Auswirkungen des Bergbaus zu 

tun haben. Der Strukturwandel, den die Schließung der 

heimischen Zechen notwendig machte, ist längst noch 

nicht abgeschlossen.

BERLINER ABEND DER
DEUTSCHEN FEUERWEHREN  
Manchmal kommt die Feuerwehr aus dem Wahlkreis bis 

nach Berlin. Jetzt war es wieder soweit beim Parlamen-

tarischen Abend des deutschen Feuerwehrverbandes. 

Dieser Abend bietet immer wieder eine gute Plattform, 

um über die Belange der Feuerwehren miteinander ins 

Gespräch zu kommen. 

  

die feuerwehr zu besuch in berlin
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BESUCH DER KLINIK AM PARK   
Ich sehe mich als Fürsprecher für eine hohe Wertschät-

zung für die Pflegeberufe, deshalb besuchte ich die Kli-

nik am Park Lünen. Ich konnte mich bei diesem Besuch 

informieren und im Gespräch mit dem Hauptgeschäfts-

führer des Klinikums Westfalen, Stefan Aust, Kranken-

hausdirektor Stefan Grave, Chefarzt Dr. Burkhard Thiel 

und weiteren Beteiligten über die aktuelle Aufstellung 

des Krankenhauses und speziell das Leistungsangebot 

des Lungenfachzentrums viel erfahren. Der Klinikleiter 

Dr. Burkhard Thiel verwies auf die regionale Stellung, 

die das Zentrum schon heute hat und stellte weitere 

Ausbaupläne im Zuge der laufenden Bautätigkeit für 

den neuen Osttrakt vor. Im Gespräch mit Pflegedirek-

tor Matthias Dieckerhoff und Pflegeleitung Claudia Ku-

schel konnte ich über die aktuelle Situation in der Pfle-

ge diskutieren. Er betonte, das Berufsbild werde heute 

manchmal zu pessimistisch gesehen  und fand damit 

bei den beiden Fachleuten große Zustimmung. Beide 

Seiten waren überzeugt, Tätigkeit in der Pflege bedeute 

oft Engagement mit positivem Echo und biete zudem 

Karrieremöglichkeiten im Zuge von Qualifizierungen.

KLAUSURTAGUNG DER
LÜNER JUNGSOZIALISTEN  
Gerne war ich bei der Klausurtagung der Lüner Jusos 

zu Gast. „Nicht jammern, sondern anpacken“ war das 

Motto. Die Jusos nehmen die Herausforderungen der 

Zukunft aktiv an und gestalten mit viel Engagement die 

Politik in Lünen.

SPD-FRAKTION IM DIALOG MIT BETRIEBS- 
UND PERSONALRÄTEN  
Bei einer modernen Arbeitszeitpolitik geht es darum, 

unterschiedliche Interessen in Balance zu bringen. Das 

ist für mich ein Fazit aus dem Treffen der SPD-Frak-

tion mit über 260 Betriebs- und Personalräten. Es ist 

an der Zeit, die Arbeitsbedingungen, Arbeitszeiten 

sowie den Gesundheitsschutz unter die Lupe zu neh-

men. Unternehmen haben verständlicherweise ein In-

teresse daran, Innovation und Wettbewerbsfähigkeit 

zu stärken und Arbeitszeiten möglichst flexibel zu ge-

stalten. Das darf aber nicht dazu führen, dass ständige 

AU S  D E M  WA H L K R E I S

in der klinik am park

zu gast bei den jusos lünen
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ZUSAMMEN MIT NORBERT JANßEN IM DIALOG MIT
BETRIEBS- UND PERSONALRÄTEN

EUROPAWAHL 2019  
Herzlichen Glückwunsch an Dietmar Köster, der am letz-

ten Wochenende von der NRWSPD auf Platz 3 der Lan-

desliste für die Europawahl im nächsten Jahr gewählt 

wurde. Dietmar Köster wird auch in meinem Wahlkreis 

als Kandidat antreten. Darüber freue ich mich. Gerade 

in den derzeit stürmischen Zeiten in Europa, in denen 

Nationalisten und Populisten darum kämpfen, die eu-

ropäische Einigung weichzuspülen ist es wichtig, mit 

einem starken Team zur Europawahl anzutreten!

UNSER MANN FÜR DAS EUROPAPARLAMENT: DIETMAR KÖSTER

A U S  D E M  WA H L K R E I S

Erreichbarkeit, Wochenendarbeit und überlange Ar-

beitszeiten zur Regel werden. Arbeitszeiten müssen 

sich vielmehr an der Lebenswirklichkeit der Menschen 

orientieren: Wer Zeit für Weiterbildung, Ehrenamt, 

für die Kinder, die Eltern oder Partner braucht, der soll 

sie auch bekommen. Mit der Regelung zur befristeten 

Teilzeit, mit dem Recht zur Rückkehr auf die vorherige 

Arbeitszeit ist ein wichtiger Schritt in die richtige Rich-

tung gemacht.

MACH MIT!
Leidenschaftliche Diskussionen, klare Positionen und neue Impulse: Darum geht es beim Debattencamp der SPD. 

In mehr als 30 Sessions wollen wir gemeinsam Ideen entwickeln, die unser Land in eine bessere, gerechte Zukunft 

führen. Jede und jeder kann teilnehmen, egal ob Mitglied oder nicht. Sei mit dabei und sichere Dir jetzt Dein Ticket!

https://debattencamp.spd.de/
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FOTOS AUS DER ARBEIT IM WAHLKREIS

MEIN EINSATZ BEIM DHL-DEPOT IN LÜNEN HAT MIR VIEL 
SPASS GEMACHT UND EINEN GUTEN EINBLICK IN DIE ZUM 
TEIL SCHWERE KÖRPERLICHE  ARBEIT DER PAKETZUSTELLER 
VERMITTELT. VIELEN DANK AN DEN BEREICHSLEITER, HERR 
KOCAMAN, DEN ICH BEI SEINER TOUR BEGLEITEN DURFTE.

BEIM AKTIONSTAG „MIGRATION“ HAT MIR KENAN KÜCÜK, 
GESCHÄFTSFÜHRER DES MULTIKULTUREN FORUMS, ZU-
SAMMEN MIT SEINEN MITARBEITERN DIE MIGRATIONSBE-
RATUNG VORGESTELLT.

GERNE WAR ICH BEI DER KAB ST. AGNES/ST. GEORG 
IN HAMM ZU GAST. DIE AKTUELLE POLITISCHE LAGE 
SOWIE INSBESONDERE DIE CAUSA MAASSEN BOTEN 
VIEL GESPRÄCHSSTOFF. 


